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Und schließlich wird mit einer Begrenzung der Verzugs­
und Darlehnszinsen auf insgesamt 4 Prozent jährlich auch 
die Sicherung des Verbots der gewerbsmäßigen Gewährung 
von Darlehn (§ 233 Abs. 2 Satz 2 ZGB) unterstützt.
Oberrichter GOTTFRIED HEJHAL,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Zur Abgrenzung zwischen Handeln 
im Auftrag und persönlicher Dienstleistung

Die unentgeltliche Tätigkeit eines Bürgers für einen anderen 
Bürger und die unentgeltliche Gebrauchsüberlassung von 
Sachen sind — sofern es sich nicht um Gefälligkeitsverhält­
nisse ohne rechtliche Verpflichtungen handelt — Rechtsbe­
ziehungen im Sinne der gegenseitigen Hilfe gemäß §§ 274 ft 
ZGB.1 Die rechtliche Ausgestaltung derartigen Handelns soll 
kameradschaftliche und uneigennützige Hilfe fördern und so­
mit dazu beitragen, die entsprechenden Orientierungen für die 
Entwicklung der sozialistischen Lebensweise durchzuset­
zen.2

Aus diesem Grunde ist die Rechtsstellung des unentgelt­
lich Handelnden im Vergleich zur Rechte-Pflichten-Lage 
bei Rechtsverhältnissen, in denen eine Tätigkeit gegen Ent­
gelt ausgeführt wird (insb. bei persönlichen Dienstleistungen 
gemäß § 279 ZGB i. V. m. §§ 197 ff. ZGB), eindeutig günstiger. 
Unter Abweichung von dem allgemeinen, durch die §§ 330 ff. 
ZGB geprägten Verantwortlichkeitsmaßstab schränkt § 278 
ZGB die Verpflichtung des Hilfeleistenden zum Schadener­
satz deutlich ein. Eine ähnliche Zurückhaltung ist hinsichtlich 
der Rechtspflichten des Beauftragten im Zusammenhang mit 
der Auftragserfüllung (§ 275 ZGB) erkennbar. Der Vergleich 
mit den Regelungen über die persönlichen Dienstleistungen 
(§§ 197 ff. ZGB) zeigt, daß bei entgeltlichen Beziehungen 
gleicher Art (rechtsgeschäftliches Tätigwerden oder tatsächli­
che Verrichtungen) an den Auftragnehmer wesentlich stren­
gere Anforderungen gestellt werden. Allein diese deutlichen 
Unterschiede zwingen zu einer Kennzeichnung von entgelt­
lichen bzw. unentgeltlichen Auftragsverhältnissen, die jedes 
Mißverständnis ausschließen.

Das Oberste Gericht befaßt sich in seinem Urteil vom 
25. September 1984 - 2 OZK 24/84 - (NJ 1985, Heft 1, S. 33) 
mit einem Sachverhalt der gegenseitigen Hilfe. Obwohl der­
artige Sachverhalte im täglichen Leben eine durchaus beacht­
liche Rolle spielen, ergeben sich aus ihnen nur selten gericht­
liche Streitigkeiten. Daher bestand bisher auch nicht oft 
Gelegenheit, durch die Rechtsprechung auf die Durchsetzung 
der entsprechenden Bestimmungen des ZGB Einfluß zu neh­
men. Dem Ergebnis der Entscheidung des Obersten Gerichts 
(Aufhebung der Einigung und Zurückverweisung der Sache 
an das Kreisgericht) ist in vollem Umfang zuzustimmen. 
Leider wird die Gelegenheit nicht ausreichend genutzt, um, 
vom konkreten Sachverhalt ausgehend, eine differenzierte 
Orientierung für die Unterscheidung zwischen Fällen der ge­
genseitigen Hilfe (§§ 274 ff. ZGB) und solchen der Besorgung 
von Angelegenheiten (§§ 197 ff. ZGB) zu geben.

Nach dem Sachverhalt hatte der Kläger mit der Verklag­
ten (seiner Schwester) vereinbart, daß er ständig die Gräber 
gemeinsamer Verwandter pflegt und dafür in jedem zweiten 
Jahr die durchschnittlichen Grabpflegekosten sowie zusätz­
liche Ausgaben erstattet erhält. Die richtige juristische Ein­
ordnung dieses Sachverhalts steht und fällt mit der zutref­
fenden Charakterisierung dieser „Erstattung“.

Zu untersuchen ist, ob nach der Vereinbarung Auslagen 
und Aufwendungen erstattet werden sollen oder ob ein Ent­
gelt, eine Gegenleistung, erbracht werden soll. Für das ver­
traglich vereinbarte Handeln im Auftrag als Erscheinungs­
form kameradschaftlicher Hilfe und Zusammenarbeit ist die 
Unentgeltlichkeit charakteristisch (§§ 274, 275 ZGB), bei per­
sönlichen Dienstleistungen i. S. der §§ 197 ff. ZGB hingegen 
die Entgeltlichkeit.

§ 279 ZGB geht davon aus, daß sich die der gegenseitigen 
Hilfe bzw. der persönlichen Dienstleistung zugrunde liegen­
den Sachverhalte im übrigen völlig gleichen können. Allein 
das Merkmal der Unentgeltlichkeit bzw. Entgeltlichkeit be­
wirkt die Zuordnung zu den unterschiedlichen Vertragstypen 
mit den damit verbundenen weiteren Konsequenzen, z. B. 
auch hinsichtlich der Regelung der Verantwortlichkeit. Im 
Einklang mit der im ZGB-Kommentar vertretenen Position 
ist die Entgeltlichkeit als Zuwendung entsprechend dem Wert 
der Leistung zu verstehen.2

Geht man von dieser Unterscheidung im ZGB aus, dann 
kann es — entgegen der Formulierung im Rechtssatz und in 
der Begründung des Urteils des Obersten Gerichts — keine 
„vereinbarte gegenseitige Hilfe gegen Entgelt“ geben, son­
dern entweder unentgeltliche gegenseitige Hilfeleistung oder 
entgeltliche Besorgung von Angelegenheiten als persönliche 
Dienstleistung. Als Grundlage für eine eindeutige rechtliche 
Zuordnung können auch nicht die „§§ 274 ff., 279, 197 ZGB“ 
angeführt werden, sondern entweder die §§ 274 ff. oder die 
§§197 ff. ZGB. Aus dem Wortlaut des §279 ZGB, daß bei 
einer Tätigkeit gegen Entgelt die ZGB-Bestimmungen über 
Dienstleistungen gelten, ergibt sich eindeutig, daß die Rege­
lungen über unentgeltliche Hilfeleistung hier nicht anwend­
bar sind.4

Dagegen steht es dem Charakter der gegenseitigen Hilfe­
leistung als unentgeltlicher Tätigkeit nicht entgegen, daß 
der Hilfeleistende Anspruch auf Erstattung derjenigen Auf­
wendungen hat, die für die Hilfeleistung erforderlich waren 
(§ 277 ZGB).

Von diesen Kriterien zur Unterscheidung der beiden Ver­
tragstypen „gegenseitige Hilfe“ und „persönliche Dienstlei­
stung“ ausgehend, bedürfte es u. E. auch hinsichtlich des der 
Entscheidung des Obersten Gerichts zugrunde liegenden 
Sachverhalts einer differenzierten Klärung. Ging es den Pro­
zeßparteien lediglich um die Erstattung von Aufwendungen, 
dann liegt ein Fall der gegenseitigen Hilfe vor — für diese 
Variante sprechen die im Urteil zitierten Formulierungen der 
Vereinbarung. Sollten jedoch neben den Aufwendungen auch 
Zahlungen geleistet werden, die den Charakter eines Ent­
gelts tragen, so würde es sich um die entgeltliche Besorgung 
von Angelegenheiten handeln — für diese Variante spricht 
die Spezifikation der Forderungen durch den Kläger, der u. a. 
auch die Bezahlung von Arbeitsstunden fordert.

Das Verfahren zeigt, daß in Fällen dieser Art stets Klar­
heit über die deutlich unterschiedliche Rechte-Pflichten- 
Lage in entgeltlichen bzw. unentgeltlichen Auftragsverhält­
nissen geschaffen werden muß.
Prof. Dr. sc. JOACHIM GÖHRING und Dr. ACHIM MARKO, 
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

1 Die Regelungen der §§ 274 f£. ZGB sind analog anzuwenden, wenn
ein Bürger für einen Betrieb oder ein Betrieb für einen Bürger 
unentgeltlich tätig wird oder wenn es sich um Beziehungen von 
Betrieben untereinander handelt (vgl. ZGB-Kommentar, 2. korr. 
Aufl., Berlin 1985, Anm. zu § 274 [S. 326 f.]). <

2 Vgl. Programm der SED, Berlin 1976, S. 53 f.
3 Vgl. ZGB-Kommentar, a. a. O., Anm. zu § 279 (S. 330).
4 Vgl. ZGB-Kommentar, a. a. O., Anm. zu § 279 (S. 330).

Zu familienrechtljchen Problemen 
beim Kauf eines Grundstücks

In der notariellen Praxis taucht gelegentlich die Frage auf, 
wie im Falle des Eigentumserwerbs eines Grundstücks durch 
Ehegatten die familienrechtlichen Eigentumsverhältnisse zu 
gestalten sind, wenn der Kaufpreis ausschließlich durch In­
anspruchnahme eines Kredits oder Darlehns gezahlt wird.

Die meisten Ehegatten wünschen, daß das Grundstück ihr 
gemeinschaftliches Eigentum wird, weil sie es gemeinsam 
nutzen wollen. Sie verwirklichen damit den Grundsatz, wo­
nach ein Grundstück, das ein verheirateter Bürger aus Mit­
teln erwirbt, die persönliches Eigentum nach §23 Abs. 1 ZGB 
sind, gemeinschaftliches Eigentum der Ehegatten wird (§ 299 
Abs. 1 ZGB). Das in dieser Regelung genannte persönliche 
Eigentum erfaßt sowohl die von einem oder beiden Ehegat­
ten während der Ehe durch Arbeit oder aus Arbeitseinkünf­
ten erworbenen Mittel, als auch solche Mittel, die ein Ehe­
gatte vor der Eheschließung erworben hatte oder die ihm 
während der Ehe als Geschenk oder Auszeichnung zugewen­
det wurden. Es ist also für die Begründung gemeinschaftli­
chen Eigentums an einem Grundstück unerheblich, ob das 
Kaufgeld dem gemeinschaftlichen Eigentum der Ehegatten 
oder dem Alleineigentum eines Ehegatten zuzurechnen ist. 
Entscheidend ist lediglich seine Zuordnung zum persönlichen 
Eigentum der Bürger i. S. des § 23 Abs. 1 ZGB.

Zahlen die Eheleute den Kaufpreis aus Mitteln, die per­
sönliches Eigentum sind, im zeitlichen Zusammenhang mit 
der Übertragung des Eigentums an dem Grundstück, ist die 
Zuordnung dieses Einzelfalls zum Grundsatz des § 299 Abs. 1 
ZGB unproblematisch. Nehmen die Eheleute hingegen einen 
Kaufkredit oder ein Darlehn in Anspruch, um den Kaufpreis 
für das Grundstück zu zahlen, ergibt sich die Frage, welche


